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Beschlüsse der 54. ordentlichen 


1. Jahresbericht und Jahresrechnung. Der Be- 
richt des Verwaltungsrates und der Verbands- 
direktion über das Jahr 1942 mit den darin ent- 
haltenen Anträgen wird unter Entlastung der ver- 
antwortlichen Organe genelimigt. Die Verwendung 
des Ueberschusses wird wie vorgeschlagen gutge- 
heissen. 


2. Stellungnahme zu einem Entwurf zu einem 
Bundesratsbeschluss über die Bewilligungspflicht für 
die Eröflnung von Betrieben. Auf Antrag des Verwal- 
tungsrates und der Direktion des V.S.K. hat die Dele- 
giertenversammlung folgende Resolution gefasst: 


Die Delegiertenversanımlung des V.S.K. vom 19. Juni 
1943 in Genf nimmt Kenntnis von einem Entwurf des Bun- 
desamtes für Industrie, Gewerbe und Arbeit (BIGA) zu 
einem Vollmachtenbeschluss des Bundesrates. Danach soll 
in Zukunft die verfassungsmässig garantierte Handels- und 
Gewerbefreiheit über kriegsbedingte Notmassnahmen hinaus 
aufgehoben und die Eröffnung von neuen, die Verlegung und 
die Erweiterung von bestehenden gewerblichen und Han- 
delsbetrieben von der Bewilligung durch staatliche Amts- 
stellen abhängig gemacht werden können. Die Bewilligung 
soll nur an Besitzer eines nach mehriähriger Lehrzeit er- 
worbenen Fähigkeitsausweises erteilt werden dürfen. 
Ueberdies können an die Bewilligung nach Gutfinden wei- 
tere im Vollmachtenbeschluss nicht näher umschriebene 
Bedingungen, Einschränkungen und Vorschriften geknüpft 
werden. Niemand hätte einen Rechtsanspruch auf die Er- 
teilung der Bewilligung zur selbständigen Ausübuug seines 
Berufes. Die Folge einer derartigen Regelung wäre, dass 
die gesamte Wirtschaft der Schweiz, die Betätigungsfreiheit 
des einzelnen und speziell auch die Genossenschaitsbewe- 
gung selbst in der normalen Friedenszeit in ihrer \WVeiter- 
entwicklung durch den Staat in übermässiger Weise beein- 
flusst und gehemmt werden könnten. 

Die Delegiertenversaınmlung des V.S.K. bestätigt dem- 
gegenüber ihre nachstehenden im Jahre 1934 gemachten 
Feststellungen: 

Das Recht auf Befriedigung wirtschaftlicher und kul- 
tureller Bedürfnisse auf deın Wege der Selbsthilfe darf nur 
eingeschränkt werden, wo lebenswichtige Interessen der 
Gesamtheit dies erfordern. 

Die kollektive Selbsthilfe erfolgt auf dem Wege des 
Zusammenschlusses, der seinerseits unter dem Schutze der 
Bundesverfassung steht. Wer von der kollektiven Selbst- 
hilfe Gebrauch macht, übt somit ein Recht aus und verletzt 
keinesfalls Rechte von Drittpersonen. Niemand darf ge- 
zwungen werden, auf das Recht der Selbsthilfe zugunsten 
von auf Erwerb ausgehenden Dritten zu verzichten, und 
niemand hat einen Anspruch darauf, einen solchen Verzicht 
zu verlangen. 

Wenn sich innerhalb der Erwerbswirtschait unter einer 
zwangslosen Handels- und Gewerbefreiheit Mißstände ge- 
zeigt haben, so sind diese nicht durch die Tätigkeit der 
Selbsthilieorganisationen verursacht worden. Wenn solche 


Fr 


Delegiertenversammlung in Genf 


Mißstände und Auswüchse auf legalem Wege durch ge- 
eignete Massnahmen beseitigt werden. so opponieren die 
Selbsthilfeorganisationen nicht, denn sie können als solche 
jeder Regelung der Erwerbswirtschaft und auch einer Ein- 
schränkung der Handels- und Gewerbefreiheit neutral ge- 
genüberstehen, wenn cine solche Einschränkung nur auf 
die Unternehinungen der Erwerbswirtschaft verlegt wird. 


Zum vorliegenden Entwurf stellt jedoch die Delegierten- 
versammlung fest: 


1. Die Konsumvereine anerkennen die Zulässigkeit einer 
Einschränkung der Wirtschait und damit auch ihrer 
eigenen Tätigkeit, sofern und solange diese Beschränkung 
in kriegsbedingten Notwendigkeiten begründet ist. 

2. Die bereits im Bundesratsbeschluss vom 1. April 19-41 
eingeführte kriegswirtschaftliche Bewilligungspflicht ge- 
nügt, um zum Schutze von durch Kriegseinilüsse be- 
drohten Erwerbszweigen oder zum Schutze aktivdienst- 
leistender Betriebsinhaber Massnahmen zu treifen. 


3. Nachı dem neuesten Entwurf des Bundesamtes für Indu- 
strie, Gewerbe und Arbeit könnte neben der bereits in 
Kraft stehenden kriegswirtschaftlichen Bewilligungs- 
pflicht auch die gewerbliche Bewilligungspflicht mit Gül- 
tigkeit auch in der späteren Friedenszeit eingeführt 
werden. 

4. Die Auswirkungen der in diesem Rahmenbeschluss vor- 
gesehenen Massnalımen hängen zum grossen Teil ab von 
der Art der Durchführung durch die damit beauftragten 
Amtsstellen und bergen in sich die Gefalır der sukzes- 
siven Einführung einer Korporationsordnung. 

5. Derart für die Zukunft des Schweizervolkes und seiner 
mit dem Auslande eng verilochtenen Volkswirtschaft 
einschneidende und weittragende Massnahmen dürfen 
nicht gestützt auf die für die Kriegszeit erlassenen 
ausserordentlichen Vollmachten des Bundesrates, son- 
dern höchstens auf dem in der Bundesverfassung vor- 
geschriebenen Wege der Volksbefragung eingeführt 
werden. 

6. Das Abhängigmachen der wirtschaftlichen Betätigung 
von Fähigkeitsausweis und Bedürfnisklausel könnte sich 
als Bevorzugung einer kleinen Minderheit zum Schaden 
der jungen Generation auswirken und überdies dieser 
Minderheit in der Wirtschaft eine gewisse Monopol- 
stellung mit allen ihren für die gesamte Konsumenten- 
schaft nachteiligen Folgen nach sich ziehen. 

7. Die vorgeschlagenen Massnahmen missachten die Eigen- 
art der schweizerischen Eidgenossenschaft und wider- 
sprechen dem \Wesen des Schweizerbürgers. 


Die Delegiertenversammlung 


lehnt auf Grund dieser Erwägungen den Entwurf des Bun- 
desamtes für Industrie, Gewerbe und Arbeit betreiiend Ein- 
führung der gewerblichen Bewilligungspilicht ab, da dieser 
für die im V.S.K. zusammengeschlossenen Konsumgenos- 
senschaften unannehmbar ist, solange er nicht eine für die 
Gesamtwirtschait, für die Genossenschaften und für die 
demokratischen Schweizerbürger tragbare Lösung bringt; 
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spricht die Erwartung aus. dass weder Bundesrat noch 
Bundesversammlung zum beabsichtigten Einbruch in ver- 
fassungmässige Grundrechte durch das Mittel eines Voll- 
machtenbeschlusses Hand bieten werden: und 


beauftragt die Verbandsorgane. alle Massnahmen zu er- 
greilen, um die in der Bundesverfassung festgelegten de- 
mokratischen Rechte des Schweizerbürgers zu wahren, mit 
allen Mitteln einer weiteren Einschränkung der Entwick- 
lung der Selbsthilfeorganisationen entgegenzutreten und 
eine Vorlage im Sinne des Entwuries des Bundesamtes für 
Industrie, Gewerbe und Arbeit energisch zu bekämpfen. 


en 
des verstorbenen Merrn E. Schneeberger, Sonceboz, 


3. Ersatzwahl in den Verwaltungsrat. An Stelle 
wird auf Vorschlag der Kreisverbände I und Il Herr 


u. FE 
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Pierre Dietlin, Porrentruy, als Mitglied des Verwal- 
tungsrates des V.S.K. gewählt. 

4. Für den aus der Kontrollstelle ausscheidenden 
Verbandsverein Schaffhausen wird als Nachfolgerin 
die Allg. Konsumgenossenschaft Rorschach gewählt. 

5. Als Ort der ordentlichen Delegiertenversamm- 
lung des Jahres 1944 wird Basel bezeichnet. 


Im Namen des Büros der Delegiertenversammlung: 


Der Vorsitzende: J. Huber. 
Der Vizepräsident: M. Pattay. 
Der Protokollführer: Dr. W. Kell. 


Die Delegiertenversammlung in Genf — ein Erlebnis und ein Auftrag 


Geni hat alle Erwartungen über- 
troifen. Post tenebras lux — naclı dem Nebel das 
Licht — diese Genier Devise hat sich in eindrück- 
licher Weise bewahrheitet: nach dem tagelangen 
trüben, regnerischen \Weiter in allen Teilen der 
Schweiz wurden die über 1000 Delegierten und 
Gäste während der ganzen Tagung mit prächtigem 
Sonnenschein beschenkt, der die natürlichen Schön- 
heiten in der Nähe und Ferne, die vielen Blumen und 
die ausgedehnten gepflegten Parkanlagen, die lieb- 
lichen Seeufer und die von weither grüssenden 
Schneeberge in prächtiger Klarheit erstrahlen liess. 
Aber auch sonst war reichlich dafür gesorgt, dass 
der Aufenthalt in Genf zu einem Erlebnis wurde. 
Schon die Jahresversammlung in der Viktoria Hall 
— Sinn und Zweck der Reise nach Genf — bekam 
durch das Gewicht der Referate, ganz besonders 
durch die Anwesenheit von Herrn Bundesrat 
Dr. Stampili, dem kombattanien Chef des eidg. 
Volkswirtschaftsdepartements, einen Inhalt, der un- 
serer Bewegung nicht nur Genugtuung für ihre sorg- 
tältige Arbeit im Dienste des ganzen Landes ver- 
schaften kann, sondern auch den Auftrag brachte, 
mit der gleichen Initiative und Aktivität an die 
Lösung der zukünftigen Aufgaben heran- 
zutreten. Es liegt eine Krait und eine Hoffnung im 
Genossenschaftsgedanken — das bekam man in be- 
sonderer Weise wieder in Genf zu spüren und ver- 
pflichter von neuem. 

Der Samstagmorgen stand nach der mar- 
kanten Eröffnungsansprache von Herrn National- 
rat Huber, Präsident des Verwaltungsrates des 
V.S.K., und der Wahl von Herrn Marc Pattay, 
Präsident des Verbandsvereins in Genf, zum Vize- 
präsidenten, und dem Willkommgruss, den dieser für 
die Genier Freunde überbrachte, nach der Wahl der 
Herren Eichenberger (Vallorbe), Huwiler 
(Frauenfeld), Kohler (Bern), Pulver (Genf), 
Roulet (Basel) und Störi (Bellinzona) zu Stim- 
menzählern, sowie nach den Gästeansprachen 
durch Herrn Regierungsrat und Nationalrat Picot 
und Frau Itin als Vertreterin des Konsumgenossen- 
schaftlichen Frauenbundes, im Zeichen der Be- 
handlung des Jahresberichtes und der 
Jahresrechnung durch Herrn Direktor Maire. 
Das — im «S. K.-V.» vollinhaltlich noch erschei- 
nende — Referat bot einen aufschlussreichen Ein- 
blick in die mannigfaltige Tätigkeit des V.S.K., 
dessen Direktion der Vortragende mit einer stets 
tatbereiten Initiative vorsteht. Die Diskussion 
wurde nur von Herrn Waldvogel/Bühler be- 
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nützt, der im Namen des Kreises VIII folgende An- 
regung unterbreitete: 


Die dem V.S.K. angeschlossenen Konsumvereine ver- 
zichten freiwillig auf 1% des Zinses ihrer Anteilscheine 
beim V.S.K. zugunsten derjenigen Vereine, die heute 
noch an den Folgen des letzten Weltkrieges zu Iragen 
haben, um ihnen eine raschere Gesundung zu ermöglichen. 


Der freiwillige Verzicht auf einen Prozent des 
Zinses macht rund Fr. 16,700.— aus, auf alle Vereine 
verteilt ein kleines Opfer, für die notleidenden Ge- 
nossenschaften aber eine willkommene Hilfe. 

In seiner Antwort konnte Herr Direktor Maire 
mitteilen, dass die Organe des V.S.K. bereit sind, 
die Anregung des Kreises VIll zum Studium ent- 
gegenzunehmen. Er gab jedoch zu bedenken, ob das 
erhoffte Entgegenkommen sich erzieherisch aus- 
wirken würde, ob damit u. U. nicht eine leichtere 
Auffassung von der Erfüllung von Verpflichtungen 
Platz greifen könnte. Auch würden viele Jahre ver- 
streichen, bis der Fonds gross genug wäre. Strittig 
ist zudem noch die Frage, wann ein Verein überhaupt 
notleidend ist. Für den Entscheid der Verbands- 
behörden werden solche Überlegungen ebenfalls von 
Bedeutung sein. 


Jahresbericht und Jahresrechnung wurden 
von der Versammlung einstimmig genehmigt; 
ebenso wurde die vorgeschlagene Verwendung 
des Überschusses gulgeheissen. 


Der Nachmittag wurde wegweisend einge- 
leitet durch den Vortrag von Herrn Bundesrat 
Dr. Stampfli, der vom Vorsitzenden u.a. mit fol- 
genden Worten willkommen geheissen wurde: 


«Auf den Schultern des Bundesrates ruht 
während des Krieges eine ausserordentlich 
schwere Last und Verantwortung. Wenn diese 
Tatsache festzustellen ist für die Gesumtheit des 
Bundesrates, so gilt sie in ganz besonderem 
Masse für den Mann, der an der Spitze des 
Eidg. Volkswirtschaltsdepartements steht und 
ein fast unvorstellbares Mass von Schwierig- 
keiten zu überwinden und von Aufgaben zu er- 
füllen hat.. Die Schweiz darf sich glücklich 
schätzen, in der Person von Herrn Bundesrat 
Dr. Stampfli einen Mann zu haben, der mit den 
nötigen geistigen Fähigkeiten auch die entspre- 
chenden körperlichen Krälte zur Verlügung hat, 
um diesen Schwierigkeiten und Aufgaben ge- 
recht zu. werden. 


Fr 


Die imposante Versammlung in der Yiktoria-Hall 


Es ist uns eine grosse Genugtuung, dass 
Herr Bundesrat Dr. Stampfli es trotz seiner 
vielen Arbeiten übernommen hat, auch in un- 
serem Kreise zu erscheinen und zu uns zu 
sprechen.» 


Ein in den eidgenössischen Farben von einer 
jungen Genfer Genossenschafterin unter grossem 
Beifall der Versammlung überreichter Blumen- 
korb war ein Ausdruck der Sympathie und des 
Dankes, mit denen der hohe bundesrätliche Sprecher 
im Kreise der Vertreter der Konsumentenschaft be- 
grüsst wurde. 

In seineın aufschlussreichen, durch bemerkens- 
werte Offenheit sich auszeichnenden Referat über 
«Die Wirtschaftder Schweiz imKricge» 
trug Herr Bundesrat Dr. Stampfli in verdankens- 


werter Weise der Tatsache Rechnung, dass seine 
Zuhörerschaft in erster Linie aı den Fragen der 
Landesversorgung und der im Mittelpunkt der 
gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Auseinander- 
setzungen stehenden Bewilligungspflicht in- 
teressiert ist. Die Ausführungen des Chefs des 
schweizerischen Volkswirtschaftsdepartements ver- 
mittelten einen Überblick über die weitgehend glück- 
lich überwundenen Sorgen der bisherigen Kriegs- 
jahre und der Gegenwart sowie entscheidende Pro- 
blenıe der kommenden Jahre, vor allem auch der 
Nachkriegszeit. 

In einem zweiten Referat nahm Herr Nationalrat 
Huber Stellung zur Bewilligungspilicht 
wobei der redegewandte Referent überzeugend die 
Forderungen der Freunde des Entwurfes in den ent- 
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Herr Bundesrat Dr. Stampili besichtigt in Begleitung von 
Herrn William Grandjean, Direktor der Genossenschaft. und 
Herrn Nationalrat Rusca (links über der Schulter von Herrn 
Bundesrat Stampili) die Ausstellung der Genier Genossenschaft. 


scheidenden Punkten mühelos ad absurdum führte. 
Auch seine Ausführungen werden im «S. K.-V.» noch 
ausführlich wiedergegeben. 


Die einmütisgse Annahme der vom 
Verwaltungsrat und der Direktion 
des V.S.K. empfohlenen Entschlies- 
sung war ein Ausdruck des in der Konsu- 
menienschaft bestehenden Widerstandes gegen 
den unglücklichen Entwurf und der Entschlossen- 
heit der Konsumgenossenschaftsbewegung, das 
Recht auf kollektive Selbsthilfe konsequent und 
energisch gegen alle Widerstände zu verteidigen. 


Als Mitglied des Verwaltungsrates wurde an 
Stelle des verstorbenen Herrn E. Schneeberger Herr 
Pierre Dietlin, Vizepräsident des Verbandsvereins 
La Coop£rative d’Ajoie in Pruntrut, gewählt. An die 
Stelle des austretenden Schaffhausen in der Kontroll- 
stelle rückte die Allg. Konsumgenossen- 
schait Rorschach. Der Vorschlag, die Dele- 
giertenversammlung im Blick auf 100 Jahre 
Rochdale nächstes Jahr in Basel durchzu- 
führen, wurde ebenfalls angenommen. 

Als bersetzer fungierten in vorzüglicher 
Weise die Herren Dr. Dami, Redaktor, und 
Dr. Mühlemann, beide vom V.S.K. 

Mit einem Dankeswort, vor allem auch an Herrn 
Bundesrat Stampili, der bis zum Schluss der Ver- 
sammlung mit Interesse ausharrte, und an Herrn 
Dr. Oskar Schär für dessen Initiative und 
kämpferischen Beistand bei der Abwehr der im Be- 
willigungspilicht-Entwurf zum Ausdruck kommenden 
Tendenzen, konnte der Vorsitzende die Delegierten- 
versammlung 1943, die in der grossen Reihe der bis- 
herigen Versammlungen einen grossen Platz ein- 
nehmen wird, schliessen. 

5 


Die V.S.K.-Delegiertenversammlung ist schon 
längst über den engen Rahmen der Erledigung der 


Jahresgeschäite hinausgewachsen. 
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Nach aussen stellt sie eine imposante Kund- 
gebung des entschlossenen Willens der organi- 
sierten Konsumentenschaflt zur tatkrältigen Mit- 
arbeit an den grossen Landesaufgaben dar, und 
nach innen fördert sie das Bewusstsein der Zu- 
sammenarbeit der Genossenschafter aller Lan- 
desteile. 


Unsere Jahrestagung gibt auch Gelegenheit 
zu wertvollem persönlichem Kontakt un- 
ter den einzelnen Genossenschaftern sowohl wie 
zwischen der Genossenschaftsbewegung und den 
Behörden und weiteren Kreisen. Und da mussten die 
Genossenschafter das überzeugende Gefühl haben, 
dass sie willkommene Gäste in Genf sind. 
Schon beim Bezug der Zimmer in den Hotels wurden 
sie mit einem netten Willkommgruss der Genfer Ge- 
nossenschaft, begleitet von einem schmucken Prä- 
sent und ihrer gediegenen Jubiläumsschrift, über- 
rascht. In der Viktoria Hall grüssten Falınen und 
Blumen. Herr William Grandjean, Direktor 
der Genfer Genossenschaft, war stets besorgt um 
das Wohl der Delegierten, die denn auch des Lobes 
voll waren über ihren Aufenthalt in Genf. 

Aber auch den Genfer Behörden selbst lag 
es sehr daran, den Gästen Beweise der Sympathie 
zu geben. So waren schon am Freitagnach- 
mittag u. a. die Mitglieder des Verwaltungsrates 
und der Direktion des V.S.K. sowie die Leiter der 
Zweckgenossenschaften in der prächtigen, von einem 
wundervollen Park umgebenen Villa Parc de la 
Grange, die heute der Stadt gehört, 


Gäste won IKamLam ne Sarg tem ir 


Im Namen des Regierungsrates und des Stadtrates 
hiess der Präsident des letztern, Herr Peney, die statt- 
liche Schar der Konsumentenvertreter willkommen. 


Herr Nationalrat Huber, Präsident des Verwaltungsrates des 

V.S.K., bei der Eröffnungsansprache. Zu seiner Seite die Mit- 

glieder der Direktion des V.S.K., die Herren Präsident Maire, 
Zellweger, Dr. Faucherre, Dr. Jaeggi und Dr. Müller. 


Der Präsidialtisch und auf den folgenden Stuhlreihen die Gäste und die Mitglieder des Verwaltungsrates des V.S.K. 


«Die Genossenschaft ist — so führte 
Stadtratspräsident Peney aus — ein idealer 
Preisregulator. Dank ihnen halten sich die Preise 
in gerechtiertisten Grenzen. Der Konsument und 
selbst derjenige, der nicht Genossenschafts- 
mitglied ist, schuldet Ihnen grosse Dankbarkeit. 
Ganz besonders die Behörden schätzen Ihre 
Arbeit. Diese ist in höchstem Grade gemein- 
nützig. Und muss nicht gerade jetzt betont wer- 
den, dass die Menschen nicht geboren sind, um 
sich gegenseitig zu vernichten, sondern um sich 
gegenseitig zu helfen. Ihre Solidarität ist deshalb 
so schön, weil sie eine Form der Gerechtigkeit 
ist. Oft haben Sie Neues geschaffen, als Pioniere 
dem Fortschritt gedient. So hat die Genfer Ge- 
nossenschaft von Anfang an die Genter Radio- 
Gesellschaft gefördert, einen bedeutenden Anteil- 
scheinbetrag gezeichnet und ihr je und je mora- 
lische und finanzielle Unterstützung zuteil wer- 
den lassen. 

Wir Genter sind nicht nur glücklich, sondern 
auch stolz, Schweizer zu sein. Danken wir der 
Vorsehung für ihren Schutz. Bezeugen wir die- 
sen Dank, indem wir uns immer besser verstehen, 
immer mehr lieben, welches auch immer unsere 
kleinen Zwistiskeiten seien; zeigen wir so, dass 
die Schweiz das am meisten zivilisierte Land der 
Welt ist. 

Es lebe der Verband schweiz. Konsumvereine! 

Es lebe die Mutter von uns allen, die schwei- 
zerische Eidgenossenschaft!» 


Herr 


Den Dank für diesen überaus herzlichen Emp- 
fang, dem von seiten der Genier Behörden weiter die 
Herren Regierungsräte Picot, Lachenal und 
Balmer und von der Stadt Herr Stadtrat 
Schönau beiwohnten, erstatteie im Namen der 
Gäste Herr Nationalrat Huber, indem er u.a. auf 
die Geschichte und Kultur der Stadt Genf hinwies, die 
in der überaus reichhaltigen, splendiden Bibliothek 
des Hauses eine bewundernswerte Repräsentation 
findet. 

Bei so herzlichem Willkomm musste man sich in 
Genf wohlfühlen. Dass die Anerkennung, die dem 
Genossenschaftsgedanken und unserer Bewegung in 
so reichem Masse zuteil wurde, mehr sein musste als 
Möflichkeit, das kam in überwältigender Weise zum 
Ausdruck in der 


Sonntagspredigt 
in der Genfer Kathedrale St. Pierre. 


Auf Veranlassung des Konsistoriums und nicht 
zuletzt auf Grund seiner persönlichen Überzeugung 
stellte Herr Pfarrer Schorer, ein kraftvoller, 
stiimmgewaltiger Berner, in den Mittelpunkt seiner 
geistlichen Ansprache die Genossenschafts- 
idee, die er nach biblischen Gesichtspunkten be- 
leuchtete und so in nächste Verbindung brachte mit 
dem christlichen Lebensideal. Die glaubensstarke 
Formulierung: « Nous sommes les collaborateurs de 
Dieu. Nous sommes les cooperateurs de Dieu » zeigte 
zur Freude und tiefen Ergriffenheit der anwesenden 
Genossenschafter, zu welcher hohen sozialen, allge- 
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mein menschlichen und zukunftsverheissendeu Ver- 
pflichtung der Genossenschaftsgedanke aufruft. Selbst- 
verständlich gilt auch für Herrn Piarrer Schorer als 
unbedingte Voraussetzung, dass nur em im Glau- 
ben gelebtes und praktiziertes Genos- 
senschaftswesen den von ihm erwarteten Se- 
gen, d.h. vor allem Befreiung von den Übeln 
und Grausamkeiten des Protit- und Kon- 
kurrenzsystems bringen kann. Als Christ und 
geistlicher Führer steht dieser Prediger ganz in der 
Linie jener Gläubigen, die nicht durch allzu grosse 
Abstinenz von den mannigiachen Fragen des wirt- 
schaftlichen und politischen Geschehens von dem 
Versuch der Einilussnahme vom Boden des christ- 
lichen Glaubens aus absehen. sondern zu jenen, die 
entschlossen sind, das Christentum im All 
tag zu verwirklichen. 


Und da kommt num — das wurde wiederholt 
betont — das Genossenschalitswesen 
demchristlichenldealamnächsten. 


Wo findet die Nächstenliebe im Profit- und Kon- 
kurrenzsystem Platz? Mutig haben der Bischof von 
Canterbury, der Papst, Roosevelt und früher schon 
in Deutschland Neumann und Stocker, in der Schweiz 
Ragaz und andere bedeutende Männer Wege gewie- 
sen, die über das Profitstreben hinausführen zu einer 
Wirtschaftsordnung der sozialen Ge- 
rechtigkeit. Bei ihnen allen findet der Genos- 
senschaitsgedanke Anerkennung. Der Vorwurf gegen- 
über den Konsumgenossenschaften. sie würden sich 
allzu sehr mit den Dingen des Magens beschäftigen, 
ist falsch. 


Man vergesse aber nie, dass hinter dem 
Laden eine Idee, die brüderliche Zusam- 
menarbeit, steht. 


Der Genossenschaitsbewegung stehen noch 
grosse Aufgaben bevor. Ein führender englischer Ge- 
nossenschaiter hat gesagt: «Die Genossenschafts- 
bewegung ist ein Geschäft in Glauben». Ja — nous 
sommes les cooperateurs de Dieu. 


Bu 


Diese Predigt gehörte bestimmt für die Genos- 
senschafter, die Pfarrer Schorer folgten, zu den tief- 
sten Erlebnissen. Sie bildete eine äusserst wertvolle 
Ergänzung zu der Hauptversammlung vom Samstag. 
Man darf nur hoffen, dass die kirchlichen Kreise in 
den zukünftigen Versammlungsorten sich mit der 
gleichen Offenheit und Überzeugung zu den bestimmt 
christlichen Zielen des Genossenschaftsgedankens 
bekennen und anlässlich der Delegiertenversammlung 
die Bedeutung genossenschaftlichen Denkens und 
Tuns in Staat und Wirtschaft unter das Licht der 
Bibel stellen und auch so etwas von der Kraft des 
Christentums im täglichen Leben weitergeben. 

Ein Männerchor schuf den klangvollen Rahmen 
zu der eindrucksvollen Morgenandacht. 


* 


Zu einem besonderen Hochgenuss waren die 
Delegierten am Sonntagnachmittag noch einmal bei 
der Seefahrt vereinigt. In ungezwungener Fröh- 
lichkeit und die num gebotene Gelegenheit zu per- 
sönlicher, freundschaftlicher Kontaktnahme nützend, 
liessen sich die Delegierten über den See tragen, um 
noch einmal die natürliche Pracht der Seegegend, 
über die hellstes Sonnenlicht flutete, in vollen Zügen 
zu geniessen. EnMusikkorps, das von einem 
Angestellten der Genfer Genossenschaft dirigiert 
wurde und in dem weitere Angestellte ınitwirkten, 
bereitete ebenfalls viel Freude. 

So beschlossen die Delegierten eine Tagung, die 
zweifellos zu den fruchtbarsten gehört. In Genf hat 
man von neuem wieder mit besonderer Eindringlich- 
keit zu sehen und zu hören bekommen, was es heisst 
Genossenschafter zu sein, d.h. im Dienste des 
Ganzen zu stehen, für Gerechtigkeit, das Wolhhl 
aller zu arbeiten. 


Die Genfer Tagung ist deshalb kein Rück- 
blick allein, sondern vor allem der Auftakt zur 
mutigen Weiterarbeit in neuer Kraft und in der 
festen Überzeugung, dass treues Festhalten an 
den Grundsätzen der Genossenschalt den er- 
strebten Erfolg verheisst. ba 


Eröffnungsansprache von Herrn Nationalrat Huher 


Präsident des Verwaltungsrates des V.S.K. 


Verehrie Gäste! 
Geschätzte Delegierte! 


Im Namen der Verbandsbehörden begrüsse ich 
Sie herzlich zur 54. ordentlichen Delegiertenver- 
sammlung des V.S.K. Einen besonderen Willkom- 
nıensgruss entbiete ich den Gästen, die uns mit ihrer 
Anwesenheit beehren. Herrn Nationalrat und Regie- 
rungsrat Picot, als Vertreter des Staatsrates des 
Staates Genf; Herrn Peney. als Vertreter des Ge- 
nossenschaftsrates der Stadt Geni; die Herren 
Wuarin und Maire, als Vertreter der uns beireun- 
deten Union laitiere, Geni; Frau Itin, als Vertreterin 
des Konsumgenossenschaftlichen Frauenbundes der 
Schweiz; Herrn Flach. 

Ich bitte unsere verelirten Cjäste, den sie ab- 
ordnenden Behörden unseren Dank zu überbringen 
für das Interesse und das Wollwollen, das sie uns 
durch ihre Abordnungen zum Ausdruck bringen. 

Auch im vergangenen Jahr hat der Tod uns 
manchen verdienten Genossenschafter entrissen. Aus 
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der grossen Zahl nenne ich zwei, die mit dem Ver- 
band schweiz. Konsumvereine besonders eng ver- 
bunden waren. 

Am 5. September ist in Sonceboz Herr Ernst 
Schneeberger gestorben. Er gehörte zu den 
Gründern des Verbandsvereins Sonceboz, dem er 
zuerst als Mitglied des Vorstandes und von 1903 bis 
1942, also 40 Jahre, als Verwalter mit Hingebung 
gedient hat. Von 1909 bis zu seinem Lebensende 
gehörte er dem Aufsichtsrat bzw. Verwaltungsrat 
des Verbandes an. Während mehr als zwei Jahr- 
zehnten war er Vorstandsmitglied des Kreises Il. 

Zweieinhalb Monate später erreichte uns die 
Nachricht vom Tode des Herrn Dr. Anton Suter 
in Lausanne. Es war keine Uebertreibung, wenn 
der «Schweiz. Konsum-Verein» in seinem Nachruf 
schrieb: «Wir kennen kaum einen andern Menschen, 
der das wahre Christentum wirklich lebte, so wie 
eres getan hat. Alles für die andern, vor allem für 
die bedrängten Mitmenschen, für sich aber nur 
wenig.» 


Das Gebot dieser Weltanschauung war es auch, 
das ihn einen grossen Teil seiner lieben Gaben der 
Genossenschaftsbewegung schenken liess, im Ver- 
bandsverein Lausanne, im V.S.K. und im Internatio- 
nalen Genossenschaftsbund. 1909— 1937 war er Mit- 
elied und Vizepräsident unseres Aufsichtsrates. Wäh- 
rend langer Jahre wirkte er auch im Zentralvorstand 
des Internationalen Genossenschaftsbundes. Zahllos 
sind die Organisationen, gemeinnützieren und kultu- 
rellen Institutionen und die Einzelpersonen, denen er 
mit seinem wertvollen Rat und mit werktätieer Hilfe 
beigrestanden. 

Dankbar erinnern wir uns dieser lieben Freunde 
wie auch der vielen andern Genossenschafter und 
ihrer Verdienste um unsere Bewegung, 

Erlauben Sie, dass ich auch dreier Jubi- 
lare gedenke, die wir heute wie schon so oft in 
unserer Mitte begrüssen dürfen: 


Dr. Oskar Schär, der am 7. Juni sein 
15. Lebensjahr vollendet hat, Fritz Tschamper, 
der schon am folgenden Tag das 
gleiche Jubiläum feiern konnte, 
und Charles-Ulysse Per- 
ret, der sich ihnen am kommen- 
den I1. Juli anschliessen wird. 
Trotz der 225 Jahre, die sie zu- 
sammen aufweisen, sind sie noch 
viel zu jung, um hier eine Würdi- 
gung ihrer genossenschaftlichen 
Lebensarbeit entgegenzunehmen. 
Ich beschränke mich darauf, ihnen 
in Ihrem Namen, im Namen des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine 
und der ganzen Cenossenschafts- 
bewegung für ihre Arbeit herzlich 
zu danken und ihnen zu sagen, 
dass wir von ihnen die Fortsetzung 
dieser Arbeit erwarten. 

Und schliesslich möchte ich an 
eine Ehrung erinnern, die dem 
verdienten Leiter einer unserer „pen 
wichtigsten Zweckgenossenschaf- liche Kämpfer 
ten zuteil geworden ist. An ihrem 
letztjährigen dies academicus hat 
die ehrwürdige Universität Basel 
Herrn Heinrich Küng, Direktor der Genossen- 
schaftlichen Zentralbank, die Würde eines doctor 
honoris causa verliehen. Sie würdigt ihren Ehren- 
doktor wie folgt: 


«Heinrich Küng, der die Genossenschaftliche 
Zentralbank, eine Bank der Genossenschaften 
und der Gewerkschaften, seit ihrem Bestehen ge- 
leitet und durch sachliche Führung der Bank- 
geschäfte zu ihrer heutigen Bedeutung gebracht 
hat, der durch die Förderung des Kleinkredits 
auch der minderbemittelten Bevölkerung die 
Möglichkeit der Nutzung des in der Hand der 
Banken sich sammielnden Kapitals gegeben hat, 
der es versteht, Probleme des Bank- und Geld- 
wesens aus wissenschaftlicher Erkenntnis und 
praktischer Erfahrung und in selbständiger Be- 
urteilung weiten Kreisen der Bevölkerung ver- 
ständlich zu machen.» 


Ich weiss, dass es sich hiebei um eine rein per- 
sönliche Ehrung handelt. Aber das kann uns nicht 
hindern, unserer Freude und Genugtuung über diese 
wohlverdiente Auszeichnung Ausdruck zu geben. 

Wir haben aber einen vierten Jubilaren zu feiern. 
womit dann die 300 Jahre erfüllt sind. Die fehlenden 


Herr Dr. Schär, der mutige, unermüd- 

für die Genossen- 

schaftssache, spendet Herrn Bundes- 
rat Dr. Stampili Beifall 


75 Jahre bringt uns unser Verbandsverein 
Genf, der eben sein 75jähriges Jubiläum feiert. Wir 
haben schon rein äusserlich, bei unserer Ankunft in 
den Hotels, in der Stadt, hier vor dem Haus und beim 
Eintritt in den Saal, gesehen, welche Mülle sich der 
Verbandsverein Genf gegeben hat, um seine Sym- 
pathie für uns zum Ausdruck zu bringen. Sie haben 
eine geschmackvolle Festschrift erhalten, Sie wissen, 
dass auch eine Ausstellung arrangiert wurde, deren 
Besuch ich Ihnen empfehlen möchte. 


Ich gratuliere in Ihrem Namen dem Ver- 
bandsverein Genf recht herzlich zu seinem Jubi- 
läum und danke ihm ebenso herzlich für die 
freundliche Aufnahme, die er uns bereitet hat. 


Zum Dank an den Verbandsverein Genf haben 
wir besondern Anlass, denn von Genf aus ist seiner- 
zeit die erste Anregung zur Gründung eines eidg. 
Verbandes der Konsumvereine gekommen, und Genf 
hat sozusagen ununterbrochen wertvollste Kräfte in 
unsere Verbandsbehörden abge- 
ordnet, so die Herren Edmond 
Pictet. der dem Aufsichtsrat 
von 1898 bis 1900 angehörte, Ra- 
cine 1901--1911, Rappard 
1912— 1913, Duaime 1914—1918, 
de Meuron 1919-—1928, Dr. Du- 
rand 1929-1941 und bis 1942 im 
Verwaltungsrat. Seit 1942 wirkt 
als neues Mitglied des Verwal- 
tungsrates Herr William Grand- 
jean. Schon diese in der Genos- 
senschaftswelt bekannten Namen 
zeigen Ihnen, wie eng der Ver- 
bandsverein Genf seit jeher mit 
dem Verband verbunden war. 


Genossenschafterinnen und 
Genossenschafter ! 


Die letztiährige Delegiertenver- 
sammlung in Bern habe ich ge- 
schlossen mit den Worten: 

«Wir sind eingeladen worden, 
im nächsten Sommer unsere Dele- 
giertenversammlung in Genf abzuhalten. Möge der 
Wahlspruch Genfs «post tenebras lux» eine Prophe- 
zeiung für unsere nächste Versammlung sein. Wir 
wollen hoffen, dass, wenn wir uns in Genf wieder 
treffen, die Dunkelheit der Kriegszeit vorüber sei und 
wir im hellen Lichte des Friedens aı unserer gemein- 
samen Aufgabe weiterarbeiten können.» 

Diese Floffnung hat sich nicht erfüllt. Im Gegen- 
teil. Die dunkeln Wolken des Krieges sind noch 
dunkler geworden. Unheildrohend haben sie sich 
unseren Grenzen wieder genähert. Immer noch 
stehen unsere Soldaten an der Grenze. Nie wissen 
wir, ob nicht plötzlich alle Wehrfähigen unseres 
Landes vom Pflug, von der Werkstatt, aus dem 
Bureau hinweg unter die Waffen gerufen werden, um 
unsere Selbständigkeit und Unabhängigkeit zu ver- 
teidigen. Ein grosser Teil unserer Wirtschaft steht 
im Dienste unserer Abwehrbereitschaft. Jeder Tag, 
jede Stunde vermehrt die finanzielle Belastung un- 
seres Staates und unseres Volkes. Ständig wachsen 
die Schwierigkeiten unserer Landesversorgung. 


Der Verband schweiz. Konsumvereine und 
seine Zweckgenossenschaften und Verbands- 
vereine erfüllen freudig ihre Pflicht, ihre Orga- 
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nisation in den Dienst der Beschaffung und ze- 
rechten Verteilung der lebensnotwendisen Güter 
an das ganze Volk zu stellen. Diese Aufgabe 
muss erfüllt werden, sollen nicht ernste soziale 
Spannungen entstehen. 


Aufis neue wird sich das Preis-Lohn-Problem 
stellen. Der Verwaltungsrat unseres Verbandes hat 
es begrüsst, dass die Eidgenössische Preiskontroll- 
kommission unter dem Vorsitz von Herrn Dr. Jacggi 
die Frage der Preisstabilisierung einer 
gründlichen Prüfung unterzogen und als Frucht ihrer 
Beratungen dem Eidgenössischen Volkswirtschafts- 
departement am 11. März 1943 wohlüberlexte Thesen 
eingereicht hat. 

Seit Monaten verlangten die landwirtschaft- 
lichen Verbände eine weitere Preiserhöhung 
tür Mileh und Milchprodukte. Im National- 
rat ist diese Forderung soeben durch eine Interpella- 
tion mit Nachdruck vertreten worden. Die weittra- 
gende Bedeutung dieses Problems ist bekannt. Der 
Entscheid ist Sache des Bundesrates. Wir verfügen 
nicht über die nötigen Unterlagen, um beurteilen zu 
können, ob, in welchem Masse und auf welchen Zeit- 
punkt eine Erhöhung der Produzentenpreise an- 
gezeigt ist. Unterstützen aber müssen wir, was die 
KEidgen. Preiskontrollkommission in den von ihr auf- 
gestellten «Allgemeinen Grundsätzen der Preispolitik» 
ausführt: «Das gegenwärtige Ziel der staatlichen 
Preispolitik ist die Stabilisierung des Preisniveaus, 
insbesondere die Verhinderung einer weiteren Er- 
höhung der Konsumentenpreise für den lebens- 
wichtigen Bedarf. 

Neben der Preiskontrolle im engeren Sinne sind 
zu diesem Zwecke nötigenfalls Preisausgleichkassen. 
Preisditierenzierungen. Rationalisierunzs- und Be- 
wirtschaftungsmassnahmen sowie staatliche Zu- 


schüsse an Produzenten oder Konsumenten ins Auge 
zu fassen.» 

Unser Verband hat sich wiederholt in Eingaben 
und Beschlüssen zu diesem Leitgedanken bekannt, 


Wir hoffen, dass eine Verständigung möglich 
wird, welche die notwendige Milchversorgung 
sichert, dem Bauern einen angemessenen Preis 
für seine Arbeit gewährt und den Konsumenten 
vor einer weiteren Verteuerung eines der wich- 
tissten Lebensmittel bewahrt. 


Damit wird aber nur ein Teilproblem, wenn auch 
ein wichtiges, gelöst sein, und auch dieses nur auf 
begrenzte Zeit. Im übrigen aber bestelit das Gesamt- 
problem Preis und Lohn mit all seinen Schwierig- 
keiten weiter. Wir wmüssen uns darauf gefasst 
machen, dass die Entwicklung des Krieges in den 
nächsten Monaten unsere Wirtschaft in empfind- 
lichster Weise einengen wird. Auch mit der Mög- 
lichkeit politischer und militärischer Gefahren muss 
gerechnet werden. 


Verantwortungsvolle Voraussicht sgebietet 
nicht nur volle militärische Bereitschaft. Sie 
verlangt auch rechtzeitige wirtschaftliche und 
soziale Massnahmen. Möge es gelingen, den seit 
einiger Zeit sich wieder stärker vordrängenden 
Gruppenegoismus zu überwinden und Lösungen 
im Geiste wahrer eidsenössischer Solidarität zu 
finden. Der Verband schweiz. Konsumvereine 
und die alle Kreise unseres Volkes umlassende 
Genossenschaftsbewegung der Schweiz sind 
frendig bereit, dafür ihre Organisationen, Üre 
Erlahrungen und ihre Krälte zur Verfügung zu 
stellen. 


Die 54. ordentliche Delegiertenversammlung des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine ist eröffnet. 


Herr Bundesrat Dr. Stampfli spricht zu den Vertreiern der 
Konsumentenschaft über „Die Wirtschaft der Schweiz im Kriege“ 


«Es ist das erste Mal, — so begann Herr Bundes- 
rat Stampfili sein magistrales Referat, aus dem im 
ivlgenden besonders die in die Zukunft weisenden 
Stellen wiedergegeben sind — dass ich die Ehre habe, 
mit den Delegierten des V.S.K. Fühlung zu nehmen: 
umso freudiger habe ich von der mir gebotenen 
(Cielegenheit Gebrauch gemacht. mich auf Ihrem 
imposanten Kongress mit einem Referat einzuführen 
und Ihnen de Grüsse des Schweizerischen 
Bundesrates überbringen zu dürfen (Peifall). 
Ich habe beim gemeinsamen Mittagessen aus dem 
beredten Munde Ihres Herrn Präsidenten, Nationalrat 
Huber, vernommen. dass es im letzten Kriege das 
letztemal war. dass ein Mitglied der Landesregierung 
Ihnen deren Gruss überbracht hat. Was an mir liest 
soll geschehen, damit sich eine solche Sympathie- 
bezeugung der obersten Landesbehörde wiederholt, 
bevor sich, wie Ihr Präsident humoristisch sagte, ein 
dritter Weltkrieg einstellen wird. Das hängt aller- 
dings nicht allein und in der Hauptsache von mir ab, 
sondern von denjenigen, die darüber zu entscheiden 
haben, wie lange ich dem Bundesrat angehöre. 

Trotz dieser verspäteten Begegnung sind mir die 
Pesirebungen Ihres Verbandes kein Buch mit sieben 
Siegeln geblieben; das kühne Beispiel der 
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Pioniere von Rochdale hat auf mich als 
Student einen zu tiefen Eindruck gemacht, als dass 
ich die imponierende Entwicklung Ihres Verbandes 
hätte aus dem Auge verlieren können. 


E-7 


Für die Wirtschaft im Kriege wurde eine be- 
scndere Organisation bereitgestellt. Dafür wurde das 
sogenannte Milizsystem gewählt, das dadurch ge- 
kennzeichnet ist, dass neben Beamten des Bundes 
vorwiegend Vertretern der Privatwirtschaft die lei- 
tenden Funktionen übertragen werden. Trotz nicht 
zu leugnender Mängel, die sich aus der Doppel- 
stellung der aus der Privatwirtschaft stammenden 
Funktionäre ergeben, darf gesagt werden, dass sich 
das System bewährt hat, weil es unserer überlieferten 
schweizerischen Wertschätzung ehrenamtlicher Tätig- 
keit im Dienste der Gemeinschaft entspricht. Grund- 
sätzliche Aenderungen haben sich daher nicht als 
nötig erwiesen. 

Die Erfahrungen des letzten Krieges hatten ge- 
jelırt, dass im Kriegsfall der Seekrieg mit seiner 
Vernichtung des Schiffsraumes auch für die Ver- 
sorgung der neutralen Länder eine ausserordentlich 
vrosse Gefahr in sich birgt. Vorsorgliche Massnahmen 


zur Sicherung des für unsere Landesversorgung un- 
entbehrlichen Schiffsraumes drängten sich daher auf. 
Als es zwischen Italien und Griechenland zum Kriege 
kam und unsere griechischen Schiffe nicht melır in 
die italienischen Häfen einlaufen konnten, drängte 
sich die Anschaffung von Schiffen durch den Bund 
auf. Das machte gleichzeitig die Einführung einer 
Schweizerflagge zur See notwendig. Seither sind elf 
Schiffe mit einenı Ladegewicht von ca. 61,300 Tonnen 
teils in den Besitz des Bundes, teils schweizerischer 
Gesellschaften übergegangen. Der Erwerb wei- 
terer Schiffe wird dadurch erschwert, dass 
England für jedes neu erworbene Schiff die Ab- 
tretung eines entsprechenden Schiffsraumes von un- 
seren gemieteten Schiffen verlangt. So beträgt der 
Anteil der unter der Schweizerflagge stehenden 
Schiffe auch heute noch kaum die Hälfte des für 
unsere Landesversorgung verfügbaren gesamten 
Schiffraumes. 

Von grösserer Wichtigkeit als der Streit unı 
Miete oder Kauf von Schiffen war in der Vorkriegs- 
zeit eine Zusicherung beider kriegführender Parteien, 
die Unverletzlichkeit der 
im Dienste unserer Lan- 
desversorgung stehenden 
Schiffe zu respektieren. Nach 
langen Verhandlungen konnte eine 
solche Zusicherung von beiden 
Parieien erlangt werden und — 
was noch mehr wert ist — sie ist 
auch von beiden Seiten peinlich 
gehalten worden. Dank dieser Ga- 
rantie sind die durch die Schwei- 
zerflagge oder das Schweizer- 
wappenkenntlich gemachten Schiffe 
so geschützt, dass die von ihnen 
transportierten \Waren mit einer 
wesentlich geringeren Prämie ver- 
sichert werden können. Auch die 
Reeder zichen es wegen dieser 
grösseren Sicherheit vor, ihre ver- 
fügbaren Schiffe für schweizerische Transporte zu 
vermieten. 

Nun wendet sich aber bereits die Sorge der 
Sicherung des Schiffsraumes für die 
Zeitnach dem Kriege zu. Es wird befürchtet, 
dass noch längere Zeit nach Beendigung der Feind- 
selickeiten in Europa Mangel an Schiffsraum be- 
stehen werde. Deshalb wird es als notwendig er- 
achtet, für die Zeit nach dem Kriege heute schon 
Schiffe anzuschaffen und neue Schiffe bauen zu 
lassen. Auch nach dem letzten Kriege sind solche 
Befürchtungen aufgetaucht. Sie führten zu dem be- 
kannten Experiment mit der Union Maritime, das für 
den Bund und die Privatwirtschaft mit einem finan- 
ziellen Verlust von 60 Millionen Franken endete. 
Auch heute kann niemand mit Sicherheit voraus- 
sagen, wie sich die Lage auf dem Schiffmarkt nach 
dem Kriege gestalten wird. Eine bei der schweize- 
rischen \Virtschaft veranstaltete Umfrage hat er- 
geben, dass mehrheitlich die vorsorg- 
liche Bereitstellung von schweize- 
rischen Schiffen für die Nachkriegs- 
zeitempfohlen wird. Die Beibehaltung einer 
staatlichen Handelsflotte kommt nicht in Frage. Da- 
gegen soll nach einen zurzeit beim Bundesrat liegen- 
den Entwurf zu einem Vollmachtenbeschluss die 
finanzielle Grundlage für den Erwerb von Schiffen 
für die Nachkriegszeit geschaffen werden. Das setzt 
Frachten voraus, welche die Anlage eines Erneue- 


Herr Bundesrat Dr. Stampili spricht 


rungsfonds zur Abschreibung der zu Kriegspreisen’& 
erworbenen Schiffe auf einen tragbaren Nachkriegs- ° 
wert gestatten. Das hat natürlich eine entsprechende 
Erhöhung der Frachten während der Kriewszeit zur 
Folge. Sie lässt sich mit der Vorsorge für die Nach- 
kriegszeit rechtfertigen, die für uns doch noch allerlei 
Unbekanntes enthält. 


In keinem guten Andenken standen vom letzten 
Kriege her ausländische Kontrollorga- 
nisationen, deren Namen SSS und STS wegen 
ihrer unsere Unabhängigkeit tangierenden Ein- 
mischungen und Untersuchungen noch lange einen 
geradezu anrüchigen Beigeschmack hatten. Um in 
einem kommenden Kriege solche fremde Gewächse 
von unserer Wirtschaft fernzuhalten, wurden au 
ihrer Stelle von meinem Amtsvorränger, Bundesrat 
Obrecht sel, schweizerische Syndikate 
vorgesehen, welche die Kontrolle über die korrekte 
Verwendung der importiereten \Waren auszuüben 
haben. Für den Lebensmittelsektor hat die «Cibaria», 


der auch der Verband schweizerischer Konsunı- 
vereine neben andern Verbänden des Lebensmittel- 
handels und der Lebensmittel- 
industrie angehört, diese Auf- 


gabe übernommen. Weiter wurde 
schweizerischen Geschäftsinhabern 
direkt untersagt, Untersuchungen 
oder Nachforschungen ausländi- 
scher Stellen zu dulden. Trotz 
dieser nur zu berechtigten Ab- 
wehrmassnahmen wird in Ver- 
bindung mit den schwarzen Li- 
sten auch während dieses Krieges 
von ausländischen Stellen immer 
wieder versucht, auf direktem 
Wege Auskünfte über die Ge- 
schäftsverlältnisseschweizerischer 
Firmen zu erlangen. Solche Über- 
griffe stehen in unzweideu- 
tigsem Widerspruch mit 
den getroffenen Abma- 
chungen, und es muss deshalb dagegen konse- 
quent angekämpft werden. 

Gegenüber dem letzten Weltkrieg hat sich un- 
sere geographische und handelspolitische Lage 
wesentlich verschlechtert. Für die Alliierten bildete 
unsere Isolierung einen Grund mehr, die Blockade 
zu verschärfen, um eine Verbesserung der 
Versorgung der Achsenmächte auf dem Umwege 
über die Schweiz unter allen Umständen zu ver- 
hindern. Die Reaktion der Achsenmächte war die 
Gegenblockade. Sie hatte zur Folge. dass die 
Alliierten praktisch kein Kriegsmaterial melır er- 
hielten, während Deutschland uns die Lieferung von 
Kohlen und Eisen und die Zuiulr von Saatgut und 
Düngemitteln sowie von flüssigen Brenn- und Treib- 
stoffen nur unter der Voraussetzung zu gewähren 
bereit ist, dass wir Aufträge für seinen Rüstungs- 
bedarf überneliımen. Da von anderer Seite weder 
Kohle noch Eisen für uns erhältlich ist, diese Roh- 
stoffe für die Aufrechterhaltung unserer Wirtschaft 
aber unentbehrlich sind, musste dem deutschen 
Standpunkte in den beiden Abkommen vom 15. Au- 
gust 1940 und 18. Juli 1941 im Interesse unserer 
Arbeitsbeschaffung weitgehend Rechnung getragen 
werden. Die Reaktionen der Alliierten auf die beiden 
Abkommen blieben natürlich nicht aus und haben 
nun in der letzten Zeit eine solche Schärfe ange- 
nommen, dass dadurch eine Verständigung mit 
Deutschland ausserordentlich erschwert wird. Des- 
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Auch für die Presse gab es diesmal viel Arbeit 


halb war es. trotzdem die Verhandlungen schon an- 
Tangs Dezeniber 1942 begonnen haben, bis heute nicht 
möglich. mit Deutschland wiederum zu einer vertrag- 
lichen Regelung unserer handelspolitischen Bezie- 
hungen zu gelangen. Wir haben kein anderes Ziel, 
als uns mit beiden Mächtegruppen über unsere 
Landesversorgung zu verständigen. 


Eine Verständigung ist zur Sicherung unserer 
Kohlen- und Eisenversorgung mit Deutschland 
ebenso notwendig wie eine solche mit den 
Alliierten, deren Unterstützung für die aus- 
reichende Versorgung mit wichtigen Lebens- 
mitteln eine unentbehrliche Voraussetzung ist. 


Heuie liegen unsere Schiffe unbenützt in den 
iberischen Häfen. Es ielllen die Waren, und zwar 
nicht nur Rohstoiie und Futtermittel, sondern neuer- 
dings auch Brotgetreide, Speiseietite und -öle, Kaffee 
und Zucker. 

Seit 1940 hat sich unter dem Druck und Gegen- 
druck von Blockade und Gegenblockade unsere 
Existenzbasis ständig verengert. Mehr und mehr 
sind wir mit unserer Nahrungsmittelversorgung auf 
unsere Vorräte und auf den heimatlichen Boden ver- 
wiesen worden. Die Hauptlast dsMehranbaues 
hatte naturgegebenerweise de Landwirtschaft 
zu tragen. Aber auch die nichtbäuerlichen Kreise 
mussten zur Mithilie aufgerufen werden. Den grös- 
seren Arbeitgebern aller Berufe wurde der Anbau 
einer Pilichtiläche auferlegt. Darüber hinaus wurde 
auch den Kleinpilanzern Gelegenheit zur 
Selbstversorgung gegeben. Dass ihre Mitwirkung 
nicht bagatellisiert werden darf, geht aus dem Um- 
stand hervor, dass die von ihnen bebaute Fläche 1942 
nahezu 10,000 ha — nämlich 9600 ha — also nahezu 
ein Zwanzigstel der gesamten Anbaufläche vor dem 
Kriege erreicht hat. 


Ein besonderes Kränzlein verdient der Ver- 
band schweizerischer Konsumvereine mit seiner 
Popularisierung des Anbauwerkes. Mit seiner 
Wanderausstellung «Mehr anbauen oder hun- 
gern?» hat er viel zur Verbreitung ‚der Einsicht 
in die Notwendigkeit der opferwilligen Mithilfe 
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aller Volkskreise beim Mehranbauwerk beige- 
tragen. Aber auch mit der Veranstaltung von 
Aufklärungsaktionen und der Durchführung eige- 
ner Pflanzwerke hat der Verband das Anbau- 
werk in wirksamer Weise gefördert. Wieder ein- 
mal mehr hat er die wertvollen Erziehungsmittel 
des zenossenschaftlichen Zusammenschlusses in 
den höheren Dienst der Gemeinschaft gestellt 
und sich dadurch berechtigte Anerkennung er- 
worben. 


Es bedeutet keine Schmälerung dieser Anerken- 
nung, wenn ich im gleichen Atemzuge der geradezu 
heroischen Anstrengungen lobend gedenke, welche 
unsere Bauernsame im Interesse der Gesamt- 
heit auf sich genommen und sich dadurch auch den 
verdienten Dank der Konsumenten- 
kreise gesichert hat. 

Sollen soziale Spannungen soweit als möglich 
vermieden werden, so muss die Rationierung 
auf die besonderen Ernährungsbedürfnisse, wie sie 
durch die Intensität des Kraftverbrauchs bei der 
Arbeit, Alter, Gesundheitszustand, Arbeitsort und 
Versorgungsmöglichkeiten bedingt sind, Rücksicht 
nelımen. Diese Differenzierung macht Sonder- 
zuteilungen unentbehrlich, deren Höhe aber ab- 
hängig ist von der gesamten Versorgungslage. Vor- 
erst muss dafür gesorgt werden, dass einem jeden 
Konsumenten ein ernährunesphvysiolo- 
gsischesExistenzminimunm gesichert bleibt. 
Nur was darüber hinaus erübrigt werden kann, ist 
für Sonderzuteilungen verfügbar. Diese sind somit 
eine variable Grösse. Die abzestufte Ratio- 
nierung, wie sie heute in Anwendung ist, be- 
deutet zweifellos gegenüber den im letzten Weltkrieg 
praktizierten Methoden einen sozialen Fortschritt. 
Ihre Durchführung begegnet aber grossen Schwierig- 
keiten, über die sich das Publikum, wie gelegentlich 
vorlaute Reklamationen dartun, vielfach nicht ge- 
nügend Rechenschaft gibt. Die Auslese der Kreise, 
die Anspruch auf eine Sonderzuteilung erheben dürfen, 
muss mit der grössten Sorgfalt unter Berücksich- 
tigung verschiedener und verschiedenartiger Fak- 
teren erfolgen. Zu diesem Zwecke wurde unter Mit- 
wirkung von Ernährungsphysiologen, Vertretern der 
Landwirtschaft, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbände und auch von Frauenorganisationen ein 
Berufsverzeichnis aufgestellt, das die Grund- 
lage für die Berücksichtigung der besonderen Anfor- 
derungen der Arbeit bildet. Dazu kommt noch die 
Differenzierung nach Alter, Geschlecht, Wachstum, 
Schwangerschaft und Krankheit. Durch die Ausgabe 
von Wechselcoupons wird den sozialen und 
regionalen Lebensgewohnheiten Rechnung getragen. 
So wichtig eine Abstufung der Rationierung zur Ver- 
hütung von sozialen Spannungen ist, so darf aber da- 
durch ihr eigentlicher Zweck, nämlich die Ver- 
brauchslenkung sowie die Preisregulierung zur Be- 
kämpfung der Preissteigerung und ihrer infla- 
torischen Auswirkungen, nicht aus dem Auge gelassen 
werden. 

Dieschweizerischen Rationierungs- 
scheinestelleneinenrealen Wertdar, 
weil das mit ihnen verbundene Bezugsrecht auch tat- 
sächlich ausgeübt werden kann. Diese Feststellung 
ist nicht überflüssig, weil sie lange nicht für alle 
Länder gilt, welche die Rationierung eingeführt 
haben. Die Coupons haben diesen realen Wert aber 
pur für denjenigen Inhaber, der auch die nötigen 
Mittel besitzt, um den Preis für die ihm zukom- 
nıende Ration zu bezahlen. Diese Frage stellt sich 
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in erster Linie für iene Volkskreise, die aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sind und die deshalb 
keine Möglichkeit haben, durch Lohnerhöhungen ihr 
Einkommen zu verbessern. Dazu geliören vorab die 
Arbeitslosen, deren es glücklicherweise heute noclı 
praktisch so gut wie keine gibt, Pensionierte und 
kleine Rentner, die von den bescheidenen Zinsen 
ihrer Sparrücklagen oder kleinen Pensionen leben 
ınüssen. Aber auch Kleingewerbetreibende und Un- 
selbständigerwerbende, deren Einkommen aus wirt- 
schaftlichen Gründen nur in ungenügendem Masse 
der Teuerung angeglichen werden konnte, befinden 
sich in einer älınlichen Lage. Neuerdings erklären 
selbst Arbeitgeber von Produktionszweigen, die nicht 
urter Arbeitsmangel leiden, bei einem weiteren An- 
stieg der Teuerung nicht imstande zu sein, gemäss 
den Empfehlungen der Lohnbegutachtungskom- 
mission, die bis jetzt wesentlich zur Erhaltung des 
sozialen Friedens beigetragen haben, den Teuerungs- 
ausgleich zu bewilligen. 


Daraus erhellt, zu welch gefährlichen Span- 
nungen und Konflikten weitere Preissfeigerungen 
unentbehrlicher Bedarfsartikel führen müssten. 


Das Ziel einer der Sicherung der Landesversor- 
gung dienenden Preispolitik darf nicht einseitig auf 
die Tiefhaltung der Preise gerichtet sein. Ungenü- 
gende Preise müssten selbst bei schärfster Bewirt- 
schaftung zu Produktionsverlagerungen, zu Schwarz- 
käufen und gefährlichen Rationierungsstörungen 
führen. 

Darum war im besonderen eine Preispolitik, die 
für die landwirtschaftlichen Produkte Preiserhöhun- 
gen im Umfange der Kostensteigerung bewilligte. eine 
unerlässliche Voraussetzung für die Realisierung des 
im Plane Wahlen zur Sicherung der gesamten Volks- 
ernährung festgelegten Produktionsprogrammes. 
Nachdem man aber der Landwirtschaft eine durch- 
schnittliche Einkommensverbesserung über die von 
der Lohnbeeutachtungskommission empfohlenen 
Richtlinien hinaus gestattet hat, ist der Moment ge- 
kommen, da in der Preisbewegung ein Ruhepunkt ins 
Auge gefasst werden darf. Das wird in den Thesen 
der eidgenössischen Preiskontrollkommission, die 
unter der überlegenen, sachkundigen Führung Ihres 
Altmeisters Hrn. Dr. B. Jaeggi-Büttiker stelıt, 
in einlässlicher Weise zum Ausdruck gebracht. Diese 
sind in den Kreisen des Handels und der Industrie 
nicht unbestritten geblieben. Es wurde dagegen ein- 
gewendet, dass sie zu sehr nur auf die momentane 
Notwendigkeit der Niedrighaltung der Preise und zu 
wenig auf die berechtigten Bedürfnisse der Nach- 
kriegszeit Rücksicht nehmen würden. In diesem 
Sinne konnten auch die Ausführungen ihres Direk- 
tionspräsidenten, Herrn Maire, verstanden werden, 
mit denen er an einer Pressekonfererız erklärte, dass 
der Verband schweizerischer Konsumvereine bestrebt 
sei, seine Lager so zu gestalten, dass sie rasch ab- 
gesetzt und durch billigere Waren in der Naclıkriegs- 
zeit ersetzt werden können. Das erfordert natürlich 
erhöhteAbschreibungenundReserve- 
stellungen, die der Verwendung vorlıandener 
Reserven für die Bedürfnisse der Preisstabilisierung 
Schranken setzen. Der als notwendig erachteten Vor- 
sorge für die Bedürfnisse der Nachkriegszeit stehen 
indessen die Thesen der Preiskontrollkommission 
nicht im Wege, wenn maıı sie als Ganzes betrachıtet. 
Wie Sie einer kürzlich veröffentlichten Mitteilung 
entnehmen konnten, ist in diesem Sinne über die 
Anwendung der Thesen zwischen dem Volkswirt- 


schaitsdepartement und der Preiskontrollkommission 
eine Verständigung erzielt worden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich der Er- 
örterung einer Frage nicht aus dem \Vege gehen, 
über welche sich die Auffassung Ihres Verbandes mit 
derjenigen des Bundesrates nicht deckte. Sie betrifft 
die Forderung, die Preise unentbehrlicher 
Artikel des allgemeinen Volksbedarfs 
durch Zuschüsse aus öffentlichen Mit- 
teln zu verbilligen. 

Grundsätzlich hat der Bundesrat eine der- 
artige staatliche Beeinflussung der Kosten der 
Lebenshaltung nicht abgelehnt. So hat er von 
Anfang an zur Verhinderung einer massi- 
ven Brotpreiserhöhung einen Teil des Ge- 
treidepreises zu seinen Lasten übernommen. Die be- 
züglichen Aufwendungen beliefen sich schon in einem 
Jahre über 50 Millionen Franken und werden auch 
dieses Jahr trotz der vom Verband schweiz. Kon- 
sumvereine beanstandeten letzten Brotpreiserhöhung 
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Beschäftigen Sie sich mit Zukunftsproblemen? 


Lesen Sie: 


„Wie kann die schweizerische Idee der Genossen- 
schaft und Gemeinnützigkeit innerhalb der Be- 
völkerung mehr verbreitet und vertieft werden?“ 


Preis Fr. 6.— 


Zu beziehen durch 
Buchhandlung „Bücherfreunde'', Aeschenvorstadt67, Basel 
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vom Juli 1942 immer noch 40 Millionen Franken 
jährlich überschreiten. Dazu kommt noch ein unge- 
fähr gleich hoher Betrag für die Tiefhaltung der 
Futtermittelpreise, die nicht als eine Liebesgabe an 
die Vierbeiner zu betrachten ist, sondern den Zweck 
hat, ein weiteres Ansteigen der Preise der 
tierischen Nahrungsmittel zu verhin- 
dern. Diese Zuschüsse für Brot und Futtergetreide 
sind bedingt durch ausserordentliche Kriegsfolgen, 
wie enorme Frachtensteigerungen, Versicherung und 
Lagerungsspesen, die mit dem Kriege wieder dahin- 
fallen werden. Es handelt sich dabei also naclı 
menschlicher Voraussicht um eine vorübergehende, 
kriegsbedingte Mehrausgabe. Viel ernster sind da- 
gegen öffentliche Zuschüsse für die Verbilligung in- 
ländischer Lebensmittel zu beurteilen, weil sich die 
Interessenten daran gewölınen und dann daraus nach 
dem Kriege eine permanente Ausgabe werden könnte. 
Angesichts der gewaltigen Aufwendungen des Bundes 
für die militärische Landesverteidigung sind solchen 
öffentlichen Hilfsaktionen auch aus finanziellen 
Gründen Grenzen gesetzt. Wenn auch noclı 
nicht alle steuerlichen Reserven bereits ausgeschöpft 
sind, so bereitet doch die Beschaffung der finan- 
ziellen Mittel für die Deckung der ausserordentlichen 
Ausgaben der Kriegszeit so grosse Schwierigkeiten, 
dass man es verstehen muss, wenn das Finanzdepar- 
tement äusserste Sparsamkeit auf allen Gebieten ver- 
langt. Diese Zurückhaltung scheint auch geboten mit 
Rücksicht auf die Entwicklung des Zinsfusses 

die durch eine allzu hemmungslose Benützung des 
Anleihemarktes in volkswirtschaftlich bedenklicher 
\Weise beeinflusst werden müsste. Dazu kommt, dass 
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es nicht wohl gerechtfertigt werden kann, unent- 
behrliche Nahrungsmittel allgemein, d.h. auch für 
Kreise, die dank ihrer Einkommens- und Vermögens- 
verhältnisse gar nicht auf eine Hilfe augewiesen sind. 
durch Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln zu verbil- 
ligen. 

Deshalb hat es der Bundesrat als richtig er- 
achtet, die Teuerung uusser der Brotverbilli- 
sung nur für die minderbemittelten 
Volkskreise dureh Beiträge aus öffentlichen 
Mitteln erträglicher zu gestalten. 

Der Bund hat sich aber auch darum bekümmert. 
ob die Löhne der unselbständig Erwerbenden der zu- 
nehmenden Teuerung in angemessener \Veise ange- 
passt werden. Eine zu diesem Zwecke aus Vertre- 
tern der Wissenschaft, der Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer bestelle Lohnbegutachtungskom- 
mission hat für die Lohnanpassung Normen auf- 
gestellt, die sich in der Praxis bewährt und auch sei- 
tens der Arbeitgeber Berücksichtigung gefunden 
haben. 

In diesem Zusammenhange möchte ich nicht 
unterlassen, lobend die vom Verband schweiz. 
Konsumvereine zugunsten seiner Mitglieder- 
kreise durchgeführten Verbillisungs- und 
Hilisaktionen hervorzuheben, die andern 
privaten Verbänden und Unternehmungen als 
Vorbild vor Augen gehalten werden können. 


Es ist heute so viel von dem schöpierischen 
\erte der Privatinitiative die Rede. Da dari man 
wohl die Erwartung aussprechen, dass ilıre Lei- 
stungsiähigkeit auch auf dem Gebiete der Fürsorge 
unter Beweis gestellt wird. Der Bund kann bei den 
mannigfachen gewaltigen finanziellen Anforderungen, 
die an ihn gestellt werden, unmöglich überall heltend 
eingreiien. 

Zum Schlusse seien mir noch einige Ausfüh- 
rungen über eine Frage gestattet, die in der letzten 
Zeit auch in Ihren Kreisen viel Staub auigeworien 
hat und an Ihrer heutigen Tagung zur Sprache ge- 
langen soll. Sie betrifft die Einführung der 


Bewilligungspilicht, 


wie sie in einem Entwurf zu einem Bundesrats- 
beschluss angestrebt wird. In seiner bereits einge- 
gangenen Antwort erklärt der Verband schweiz. 
Konsumvereine, dass die Vorlage sowohl bezüglich 
Procedere als materiellen Inhalt für die Konsum- 
genossenschaften vollkommen untragbar sei und ihre 
Verwirklichung daher mit allen Mitteln verhindert 
werden müsse. Sie werden zugeben, dass das zum 
schwersten Geschütz gehört, mit dem man zum 
Kampie gegen eine Vorlage antreten kann. 

Wie ist dieser von Ihnenals cin Ba- 
stard betrachtete Entiwuri entstanden? 

Schon kurze Zeit nach Kriegsausbruch sind nicht 
nur aus gewerblichen Kreisen, sondern auch von 
einer Reihe von Kantonen Alarmruie nach Bern ge- 
drungen über die zunehmende Verschlechterung der 
Lage des gewerblichen und kaufmännischen Mittel- 
standes, die sich iniolge des Aktivdienstes und durch 
Betriebsneueröffnungen Nichtmilitärpflichtiger noch 
verschärit hatte. Eine sogenannte gewerbepolitische 
Kommission, die neben Vertretern des Mittelstandes 
hauptsächlich Mitglieder kantonaler Regierungen 
umfasste, arbeitete hierauf zum Schutze bedrohter 
Erwerbsgruppen einen Entwurf über die Einführung 
der Bewilligungspilicht aus, der dann aber vom De- 
partement auf die Fälle reduziert wurde, in denen aus 
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kriegswirtschaftlichen Gründen die Neu- 
eröffnung eines Betriebes sich als unerwünscht er- 
wies. So ist der Bundesräatsbeschluss vom I. April 
1941 über die kriegswirtschaftliche Bewilligungs- 
pflicht entstanden, der sich deshalb nur langsam und 
allmählich auswirken konnte, weil aus Billigkeits- 
erinden beim Nachweis bereits getroffener wesent- 
licher Vorbereitungen und Kapitalinvestierungen die 
Betriebseröffnung nicht wohl verweigert werden 
konnte. Das hat in gewerblichen Kreisen eine be- 
greifliche Nervosität und Ungeduld hervorgerufen. 
Anlässlich der Verabschiedung des Bundesbeschlusses 
über die Allgemeinverbindlicherklärung der Gesamt- 
arbeitsverträge wurde auf die erhöhten Lasten hin- 
gewiesen, welche dieses neue soziale Institut für das 
Gewerbe mit sich bringt. Das Gewerbe habe daher 
ein Recht darauf, dass auch etwas zur Verbesserung 
seiner Existenz unternommen werde. 


Eine Motion Piller betreffend Erlass von 
Massnahmen zum Schutze der infolge der Kriegs- 
verhältnisse in ihrer Existenz bedrohten \Wirtschafts- 
gruppen wurde nit dieser Begründung erheblich er- 
klärt. Der Nationalrat hat die Motion in dieser Form 
abgelehnt, den Bundesrat aber eingeladen, darüber 
Bericht zu erstatten, ob die Volksabstimmung über 
die Wirtschaftsartikel nicht zu verschieben und für 
die Dauer der ausserordentlichen Kriegsverhältnisse 
für den Erlass besonderer Massnahmen zum Schutze 
bedrohter Wirtschaftsgruppen dem Bundesrat Voll- 
macht zu erteilen sei. Gestützt auf einen Bericht des 
Bundesrates erklärten sich die eidgenössischen Räte 
damit einverstanden, dass der Bundesrat, gestützt 
auf die ihm am 30. August 1939 erteilten Voll- 
machten, in dringenden Fällen zum Schutze be- 
drohter Wirtschaftsgruppen Massnahmen ergreifen 
kann. Gestützt auf diese Ermächtigung ist der 
Bundesrat zweifellos befugt, die bereits bestehende 
kriegswirtschaftliche Bewilligungspflicht auf andere 
Voraussetzungen auszudehnen, soweit es die Erhal- 
tmg bestimmter Wirtschaftseruppen erfordert. In 
einem solchen Vorgehen liegt noch kein Verfassungs- 
bruch, selbst wenn es zu Massnalumen führen würde, 
die mit klaren Verfassungsbestimmungen im Wider- 
spruch stehen. Sonst müssten eine Reilıe von Voll- 
machtenbeschlüssen, die zur Sicherung unserer 
Landesversorgung und zum Schutze unserer innern 
und äussern Sicherheit als unentbehrlich erachtet 
werden, als verfassungswidrig aufgehoben werden. 
Es muss aber ihre Notwendigkeit offensichtlich sein. 
Dass sich aber die Lage des gewerblichen und kauf- 
männischen Mittelstandes infolge der Schrumpfung 
der Umsätze und einer durch die Kriegsverhältnisse 
noch gesteigerten Zunahme der Betriebe wesentlich 
verschlechtert hat, ist nicht nur die bewegliche Klage 
der interessierten Kreise, sondern nicht minder die 
Ansicht kantonaler Volkswirtschaftsdirektoren, und 
zwar aller Parteien, auch solcher, die weit davon ent- 
fernt sind, als genossenschaftsfeindlich zu gelten und 
sich schon bei Wahlen der ausgesprochenen Gunst 
von Konsumvereinskreisen erfreuen konnten. 

Massnahmen gegen eine weitere Zunahme der 
Betriebe des Gewerbes und Detaillhandels lassen sich 
daher während der Dauer der ausser- 
ordentlichen Kriegsverhältnisse inner- 
halb vernünftiger Schranken rechtfertigen. Dabei 
kommt es selbstverständlich auf das Mass und die 
Mittel an. Das Mass ist begrenzt durch die Rück- 
sichten auf die legitimen Interessen anderer Volks- 
gruppen. Und die Mittel sind bedingt durch den vor- 
überzehenden ausserordentlichen Zweck. 


Darum kann für die ausserordentlichen Ver- 
hältnisse der Kriegszeit und solange die ausser- 
ordentlichen Vollmachten zu Recht bestehen die 
Einführung der Bewilligungspflicht für bestimmte 
gewerbliche Berufszweige srundsätzlich 
nicht abgelehnt werden. 


Das bedeutet noch lange kein allgemeines Ver- 
bot der Neueröffnung von Betrieben. Aber es kann 
verantwortet werden, vorübergehend während der 
Dauer der ausserordentlichen Kriegsverhältnisse die 
Bewilligung vom Nachweis eines Be- 
dürfnisses abhängig zu machen. 


Etwas ganz anderes ist die Verknüpfung mit 
einem Fähigkeitsausweis. Das ist keine 
durch die ausserordentlichen Verhältnisse der 
Kriegszeit bedingte Notwendigkeit, das ist eine 
allgemeine standespolitische Frage, die auf dem 
Wese der ordentlichen Gesetzgebung 
gelöst werden muss. 


Hierüber ist, weil ich mit den Organen, die bis 
jetzt an den Vorarbeiten beteiligt waren, darin nicht 
einiggehe, das letzte Wort nicht gesprochen. Man 
darf aber auch hier das Kind nicht mit dem Bade aus- 
schütten und den Wert einer Berufsbildung 
und eines Fähigkeitsausweises als eine 
höchst problematische Angelegenheit hinstellen. Das 
sind immerhin Postulate, die in der Nachkriegszeit 
ernstlich geprüft werden müssen. 

Der so leidenschaftlich befehdete Entwurf liegt 
num bei den Kantonsregierungen und Spitzenverbän- 
den. Sobald deren Vernehmlassungen eingelangt 
sind, wird eine Expertenkommission erneut 
dazu Stellung nehmen. In dieser Kommission sollen 
auch Vertreter der grossen Genossen- 
schaftsverbände zum Worte kommen. 


Die Ansprachen der Gäste 


Im Namen des Genfer Regierungsrales 
und des Stadirates 


hiess Herr Regierungsrat und Nationalrat Picot 
die Genossenschafter willkommen. Der Sprecher 
der Genfer Behörden wies auf die für Genf frucht- 
bare Periode um 1864 hin, in welcher Zeit die 
Handelskammer, der Alpenclub und die Genfer 
Genossenschaft gegründet wurden, und führte 
weiter u.a. aus: 


Es ist interessant festzustellen, dass in Genf 
schon im Jahre 1837, also sieben Jahre vor der 
Gründung der Pioniere von Rochdale, eine 
Genossenschaftsbäckerei bestand. Wir 
dürfen — ohne Ueberhebung, aber auch ohne 
falsche Bescheidenheit — Genf als eine Haupt- 
stadt der Reform, als eine von stets neuer 
Lebenskraft erfüllte Stadt bezeichnen, die mit 
Rousseau und dem contrat social der Revo- 
Iution die Doktrin gegeben hat, mit Burla- 
magui proklamiert hat, dass das Strafrecht 
gerecht sein und die Schwachen berücksichtigen 
muss, die mit Sismondi den Wes für die 
Arbeitsgesetzgebung geöffnet und mit Henri 
Dunant das rote Kreuz im weissen Felde ge- 
schaffen hat und eine der ersten war, die die 
fruchtbare Kraft der Genossen- 
schaftsidee zu spüren bekam. Angesichts 


Ich bedaure, dass in der bisherigen Experten- 
kommission die Genossenschaftsverbände nicht 
vertreten waren. Ich schreibe es zu einem guten 
Teil diesem Umstande zu, dass wegen der Vor- 
lage solche Besorgnisse und Missversfändnisse 
entstehen konnten. 


Ich halte auch die Befürchtung nicht für be- 
gründet, dass durch eine zeitlich beschränkte, auf 
den Bedürfnisnachweis abstellende Bewilligungs- 
pflicht legitime lıteressen der Konsumvereins- 
bewegung gefährdet werden. Der Rückeanr des 
Umsatzvolumens drängt doch auf eine solche Not- 
ordnung hin. Allfällige Expansionsbedürinisse dürfen 
ruhig für die Zeit nach dem Kriege zurückgestellt 
werden. 


Dank dem auf dem Woarenhausbeschluss be- 
ruhenden Abkommen sollte doch zwischen dem 
Verband schweiz. Konsumvereine und dem 
schweizerischen Gewerbeverband in allen strei- 
tisen Fragen eine Verständigung gefunden wer- 
den können, die den beidseitisen berechtigten 
Interessen Rechnung trägt und eine staatliche 
Intervention überflüssig macht. 


Das sollte insbesondere in der heutigen ausser- 
ordentlichen Zeit möglich sein, in der ein engerer 
Schulterschluss zur Abwendung der Gefahren, die 
uns alle bedrohen, eine Notwendigkeit ist. An Ihrer 
Einsicht und Ihrem guten Willen für diese Notwen- 
digkeit vermag ich um so weniger zu zweifeln, als 
Sie ja den ideologischen Ursprung des schweizeri- 
schen Genossenschaftswesens auf die treibenden 
Kräfte zurückführen, die in den Markgenossen- 
schaften der Urschweiz die Gründung der Eidgenos- 
senschaft erwirkt haben. 


Ihres schweize- 
rischen Verban- 
des bewundern 
wir die Grösse u. 
Mannigfaltigkeit 
Ihrer Arbeit. Sie 
sind eine wirt- 
schaftliche Macht 
geworden. Die 
Bundes- und kan- 
tonalen Behörden 
nehmen mit In- 
teresse an Ihren 
Anstrengungen 
teil. Sie anerken- 
nen Ihr Streben 
nach gemeinsa- Herr Regierungs- und Nationalrat 
mer Selbsthilfe Picot begrüsst die Versammlung 
und Solidarität. im Namen der Genier Behörden 
Sie anerkennen 

die Dienste, die Sie den Konsumenten oft als Preis- 
regulator leisten. 


Die im Zusammenhang mit der Diskussion um 
den Warenhausbeschluss entstandenen Schwierigkei- 
fen konnten weitgehend behoben werden. — Genos- 
senschaften und Privathändler sind alle Schweizer- 
bürger, Kinder der gleichen Schweizerfamilie, 
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Die in der Freiheit gefundenen Lö- 
sungen sind oit die besten. Der Staatszwaung 
soll nur dort eingreifen, wo die Freiheit und der gute 
Wille machtlos sind. Heute in diesem gefahrvollen 
Zeitpunkt sind wir alle Schweizerbürger, die sich 
dem Wohl des gemeinsamen Vaterlandes widmen 
wollen. Im Blick anf den Kireg und seine Schrecken 
sind wir alle vom Geist der Gerechtigkeit und des 
Friedens erfüllt, Wir wollen unser Land in den 
Dienst einer Menschheit stellen, die anerkennt, dass 
das Ideal der Zusammenarbeit der Völker über ihrer 
gegenseitigen Zertleischung steht. 


Im Namen des Konsumgenossenschaftlichen 
Frauenbundes der Schweiz 


richtete Frau Itin, Basel, ebenfalls mit starkem 
Beitall verdankte Worte der Sympathie und Ver- 
bundenheit an die Versammlung. 

Der Bestand des K.F.S. ist — so führte Frau 
Itin u.a. aus — seit Gründung des Bundes auf über 
3000 Mitglieder 
angewachsen, die 
in 35 Fruuenver- 
einen u. Frauen- 
kommissionen zu- 
sammengeschlos- 
sen sind. In der 
welschen Schweiz 
befinden sich 25 
Gruppen mit rund 
355 Mitgliedern, 
die seit sieben 
Jahren zur Union 
des cooperatrices 
romandes zusam- 
mengelasst sind 
und einen beson- 
ders aktiven und 
erfreulich leben- 
digenTeil unseres 
K.F.S. bilden. 

3555 Mitglieder konsumgenossenschaftlicher 
Frauenvereine in der Schweiz, in der dem V.S.K. 
346 Konsumvereine mit 443,000 Mitgliedern ange- 
schlossen sind, ist eine kleine Zahl. Wir wissen dies. 
Wir haben aber den Ehrgeiz und den Glauben, diese 
Zahl verdoppeln und verdreifachen zu können. Allein 
allerdings können wir dies nicht erreichen. Wir 
benötigen Ihre Hilie. Und es fehlt uns — 
trotz mancher Misserfolgee — nicht der Mut, zu 
glauben, dass Sie uns diese Hilfe leisten werden. 
Viele tun dies heute schon, andere 
werden und müssen morgen folgen. 

Über Erfolg und Misserfolg entscheidet in 
letzter Linie nicht die Höhe des bestehenden Um- 
salzes, sondern einzig und allein die genossen- 
schaftliche Gesinnung. Diese aber ist nicht 
ohne weiteres und nicht überall vorhanden. Sie mit- 
schaffen, miterziehen und mitiördern zu helfen, ist 
eine der wesentlichen Aufgaben der konsumgenossen- 
schaftlichen Frauenvereine. Nicht nur einzelne Ge- 
nossenschuften sollten genossenschaftliche Frauen- 
vereine besitzen, sondern alle. 

Der Krieg hat unseren Arbeitskreis er- 
weitert. Unser Sinnen und Trachten geht dahin, nicht 
nur uns selbst, sondern unseren Mitmenschen zu 
helfen. Viele unserer Mitglieder sind als (Grenossen- 
schafterinnen tätig im Roten Kreuz, in Mehr- 
anbau, in der Bäuerinnenhilie, in der 


Frau 


Itin begrüsst die Delegierten 
im Namen des K.F.S. 
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Soldatenlürsorge, und unser Bund und un- 
sere Sektionen unterstützen sie mit aller Kraft, So 
lügen sich unsere Genossenschafterinnen freiwillig 
in das Getriebe der Volksgemeinschaft ein und 
tragen auf diese Weise dazu bei, die Genossen- 
schaftswerte zu vermehren. 

Die Solidarität ist der Grundpfeiler 
der Genossenschaft. Arbeiten wir Tür die 
Genossenschaft, so arbeiten wir für die Solidarität, 
für das Vertrauen der Menschen untereinander, für 
den Sieg des göttlichen Gebotes der Nächstenliebe, 
wir arbeiten für den Frieden. 


E. E77 
Die Illustrationen 


über die Delegiertenversammlung des V.S.K. in der vor- 
liegenden und folgenden Nummer des «S.K.-V.» hat Photo- 
graph Max Kettel. Genf, geliefert. 


Ungebührliche Erschwerungen geschäftlicher 
Tätigkeit durch die Bewilligungspflicht 


Sch. In den Ausführungen zur zukünftigen 
«mittelstandsschützlerischen» Bewilligungspflicht isi 
hehauptet worden, dass bei Inkraftsetzung des BIGA- 
Entwurfes bei der Einführung geschäftlich bedingter 
Erweiterungen grosse Verzögerungen möglich sind. 
Diese Behauptung stützt sich auf die Erfahrungen, 
die beim heutigen Bewilligungsverfahren auf Grund 
der sogenannten Warenhaus- und Filialgeschäft- 
beschränkungen gemacht wurden. So beim Gesuch 
des Konsumvereins Winterthur um Zusammenlegung 
verschiedener Betriebe in einem Gebäude, so beim 
Konsumverein Pruntrut. In beiden Fällen ging es von 
der Einreichung des Gesuches bis zum endgültigen 
Entscheid der letzten Instanz über ein Jahr. 

Alinliche Erfahrungen mit den bestehenden be- 
schränkenden Vorschriften hat auch ein dem V.S.K. 
nahestehendes Filialgeschäft in Fleischwaren machen 
müssen. Nachdem die Tätigkeit der Metzgerei- 
geschäfte infolge der Mangelwirtschaft erheblich ein- 
geschränkt werden musste, ging das Bestreben bei 
Betrieben, die ihr Personal trotz allem durchhalten 
wollten, dahin, die entstandene Lücke durch Auf- 
nahme des Verkaufes von Fischkonserven auszu- 
füllen. Das ist jedoch ohne Bewilligung der Regie- 
rungen der betreffenden Kantone, in denen Filialen 
bestehen, nicht möglich. Deshalb wurden entspre- 
chende Gesuche an die verschiedenen Kantonsregie- 
rungen gerichtet. So im Kanton Baselstadt am 
21. März 1942, worauf bereits am 27. März die Be- 
willigung vorlag und der Verkauf in Basel aufge- 
nommen werden konnte. Am 17. April wurde eine 
gleiche Eingabe an die Kantonsregierungen Zürich, 
Bern und Neuenburg gerichtet. Zwei Monate brauch- 
ten diese Regierungen, um das Gesuch abzulehnen, 
nämlich Zürich bis zum 18. Juni, Bern bis zum 23. 
und Neuenburg bis zum 24. Juni 1942. Gegen diese 
ablehnenden Bescheide wurde am 17. Juli 1942 
die in Bundesbeschluss an den Bundesrat vorge- 
schene Beschwerde eingereicht. Am 24. Juni 1943 
ist diese Beschwerde noch nicht beant- 
wortet! 

Selbstverständlich ist der betreffenden Firma 
durch diese Verzögerung ein grosser Nachteil ent- 
standen; denn sie musste vor einem Jahre, als sie die 
Aufnahme des Verkaufes von Fischkonserven ins 
Auge fasste, entsprechende Einkaufsdispositionen 
treffen und kann nun die eingekaufte Ware nur in 
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verkaufen. 


Basel 
kleine Metzger ohne weiteres seinen Betrieb durelı 


Interessanterweise 


kann 


jeder 


Aufnahme des Verkaufes von Fischkonserven er- 
weitern, während man dem leistungsfähigen Gross- 
fililalbetricb diese selbstverständliche Ersatzbetäti- 
gung nicht nur verweigern, sondern ihn auch über 
ein Jahr im ungewissen lassen will. 

Wenn eine solche Verzögerung heute schon auf 
Grund der Vorschriften, die durch dringlichen 
Bundesbeschluss dem Referendum entzogen wurden, 
möglich ist, wie soll das erst werden, wenn einmal 
solche Beschränkungen auf verfassungsrechtlicher 
Grundlage eingeführt würden? Was heute gegenüber 
einem grossen Filialbetrieb möglich ist, wäre dann 
gegenüber allen Betrieben möglich, und gerade fort- 
schrittlich gesinnte Gewerbe- und Handeltreibende 
wären voraussichtlich die ersten Opfer der Bestre- 
bungen ihrer eigenen Berufsorganisation, jede ge- 
schäftliche Erweiterung von einer Bewilligung ab- 
hängig zu machen. 


Anmeldung 
für die Höhere Fachprüfung im Detailhandel 


Die Höhere Fachprüfung im Detailhandel findet 
für die deutsche Schweiz am 11. und 12. Oktober 1943 
statt. Der Prüfungsort wird nach Ablauf der An- 
meldefrist bekannt gegeben. 


Anmeldetermin 


bis 15. August 1943. Später eintreffende Anmel- 
dungen werden nicht mehr berücksichtigt. 


Anmeldestelle: 


Zentralsekretariat des Schweiz. Detaillistenver- 
bandes, Postfach Transit, Bern, Tel. 2 90 $4. 


Anmeldeformulare 


sind kostenlos beim Zentralsekretariat des 
Schweiz. Detaillistenverbandes, Postiach Transit, 
Bern, erhältlich, das auch für jede weitere Aus- 
kunft in dieser Angelegenheit gerne zur Ver- 
fügung steht. 


Die grosse Zahl der Kandidaten, die in den ver- 
gangenen Jahren den Titel «Diplomierter Kaufmann 
des Detailhandels» erworben hat, beweist, dass bei 
entsprechender Vorbereitung keine Anforderungen ge- 
stellt werden, die für einen fortschrittlichen Geschäfts- 
mann unüberwindlich wären. 

Bei der Vorbereitung leisten die vom Schweiz. 
Detaillistenverband geschaffenen Leitfäden (Sammel- 
mappe zu Fr. 13.—) gute Dienste. 


| Kurze Nachrichten | 


Die Indexziffer des V.S.K. Die Indexziffer, die 
der V.S.K. auf Grund von Preisangaben berechnet, 
die ihm 29 Konsumvereine in den 31 Ortschaften der 
Schweiz mit mehr als 10,000 Einwohnern vierteljähr- 
lich zur Verfügung stellen, zeigt, dass die Be- 
mühungen, das Preisniveau zu stabi- 
lisieren, biszueinemsehrhohen Grade 
gelungen sind. Die Indexziffer weist nämlich 
vom 1. März zum I. Juni dieses Jahres eine Erhöhung 
um — bei Zugrundelegen der Indexziffer vom 1. Sep- 


teınber 1939 als 100 — nur 0,6 auf 163,6 Punkte auf. 
Der 1. Juni 1943 ist auch noch aus einem anderen 
Grunde ein bemerkenswertes Datum in der Preisent- 
wicklung des laufenden Weltkrieges. Bezielien wir 
nämlich die Indexziifer nicht auf das letzte Vorkrierrs- 
datum des jetzigen, sondern auf das letzte Vorkriexs- 
datum des ersten Weltkrieges, so stellen wir fest, 
dass die Indexziffer mit 214,9 Punkten niedriger ist 
als im entsprechenden Zeitpunkt des ersten Welt- 
krieges, dem 1. Juni 1918, da sie auf 229,7 Punkte 
angestiegen war. Es ist also die interessante Tat- 
sache festzustellen, dass das Preisniveau heute nicht 
nur verhältnismässig, d.h. bezogen auf das jeweilige 
letzte Vorkriegsdatum, sondern auch absolut, d.Iı. in 
Frankenbeträgen, niedriger ist als im entsprechenden 
Zeitpunkt des ersten Weltkrieges, ein beredter Aus- 
druck der überaus verschiedenen Entwicklung der 
Preisverhältnisse in den beiden Weltkriegen. 


Das eidg. Volkswirtschaitsdepartement unterstützt die 
Thesen der Preiskontrollkommission über die Preisstabilisie- 
rung. Das eidg. Volkswirtschaftsdepartement teilt mit, dass es 
mit Gesamtinhalt und Tendenzen dieser Thesen einig gehe. 
Ueber deren Anwendung hat sich der Vorsteher des eidg. 
Volkswirtschaitsdepartements mit der Preiskontrollkommission 
verständigt; er hat der eidg. Preiskontrollstelle entsprechende 
Weisungen erteilt. 


Zur Papierkontingentierung. Nationalrat Gut konstatierte 
im Zentralvorstand des Schweiz. Zeitungsverlegerverbandes, 
dass im Jahre 1939 33,000, im Jahre 1941 nur 27,000 Tonnen 
Zeitungspapier produziert wurden, während für die übrigen 
Papiere eine Zunahme der Produktion zu konstatieren sei. 
Eine andere Grundlage als das Jahr 1941 für die Kontingen- 
tierung wäre deshalb am Piatze gewesen. Das Zeitungspapier 
verdient als arbeits- und lolinintensivstes Papier eine Sonder- 
stellung. 


Aus der Arbeit der Beruisberatung. 32,921 Jugendliche, 
davon 17,790 männlichen und 15,131 weiblichen Geschlechts. 
sprachen im Jahre 1942 in der Berufsberatung vor. 6041 Mäd- 
chen wurden von den Berufsberaterinnen, 8893 Knaben von 
den Berufsberatern in Lelırstellen vermittelt. Die beruisreife 
Jugend konnte in steigender Zahl einer vollwertigen berui- 
lichen Ausbildung zugeführt werden. 


Aus unserer Bewegung 


Aus unseren Verbandsvereinen 


Appenzell erlölıte 1942/43 seinen Umsatz auf Fr. 77,000.— 
(Fr. 66,000.—). 


Hauswirtschaftliche Vorträge unter dem Thema «Zucker 
sparen» — verbunden mit sogen. Beratungsstunden in den 
Verkaufsläden — veranstalten die Verbandsvereine von Hor- 
gen, Huttwil, Lachen, Malleray, Noiraigue, Rorschach und 
Tavannes. Aarau vermittelt seinen Mitgliedern wesentlich 
verbilligten Süssmost. Der Frauenverein Biel lud zu einem 
Vereinsausflug. Neuenegg legt in Zukunft jedem Neugeborenen 
eines Genossenschaftsmitgliedes ein Depositenheit mit einer 
Einlage von Fr. 5.— an. Lausanne gedenkt, anlässlich des 
bevorstelienden Genossenschaitstages, eine «Fete champötre» 
durchzuführen. Eine «Fahrt ins Blaue» kündigt der Frauen- 
verein Lyss an, wälırend Rheinau für den 4. Juli eine Genos- 
senschaftsreise nach Schaffhausen vorsieht. Rorbas begelit 
den Genossenschaitstag in der Weise, dass für jeden Kauf an 
diesem Taxe im Mindestbetrag von Fr. 5.— Ware für Fr. 1.50 
gratis verabiolgt wird. 


Anlässlich des 50. Jahrestages der Genossenschaft von 
Vevey lädt diese ihre Mitglieder zu einer Besichtigungsfahrt 
nach dem Betrieb Chavornay der 5.G.G. Weinfelden hat zu 
seiner Generalversammlung Hans Schwarz, den berühmten 
Reiter, zu einem Filmvortrag verpflichtet. Zürich gibt den 
Wiedererwerb der Liegenschaft «St. Annahof» durch den LVZ 
bekannt und benützt diese Gelegenheit, anschaulich und mit 
vielen Bildern aus der Geschichte dieses genossenschaftlichen 
Kaufhauses zu erzählen. 
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Für den Mehranbau aktive Vereine 


Burgdori gelangt neuerdings mit einem Aufruf um irei- 
willige Helfer an seine Mitglieder. wie auch Delsberg, 
Derendingen und Turgi. Neuchätel fordert die Genossen- 
schafterinnen zur Mithilfe in der Flickaktion auf und Nieder- 
schönthal gibt die Eröffnung der eigenen Dörranlage bekannt. 


Brugg gewährt neben der Rückverzütung auf Garten- 
geräten eine Sondervergünstigung von 10 °%. Burgdori, Dels- 
berg, Gerlafingen und Wettingen bitten um Anmeldungen für 
die Mitarbeit in ihren Gemeinschaftswerken. Laufen und 
St-Imier berichten von ihren Anbauwerken. die beide erireu- 
liche Fortschritte zu verzeichnen haben. m. 


Bibliographie 


«Das ideale Heim», Mankannauchietztnochgut 
bauen! Beweise hierfür bringt in reich illustriertem Artikel 
in Nr. 5 «Das ideale Heim». Die Arbeit des Innenarchi- 
tekten. ein Beitrag mit auserlesenen Illustrationen, steht unter 
demselben Gesichtspunkte. Die Zeitschrift. die nun die 5000er 
Auflage erreicht hat. enthält ausser der auischlussreichen Bau- 
und Wohnberatung noch Artikel über Gartenmobiliar, Hausent- 
wässerungen und beschauliche Beiträge, welche besonders die 
Frauenwelt fesseln düriten. 


Sitzung des Verwaltungsrates des V.$.K, 
vom 19. Juni 1943 in Gent 


Im Anschluss an die Delegiertenversammlung 
hielt der Verwaltungsrat am 19. Juni in der Victoria- 
Hall in Genf eine Sitzung ab. 

Nach Genehmigung des Protokolls der Sitzung 
vom 22. Mai 1943 behandelte der Verwaltungsrat 
den Monatsbericht der Direktion pro Mai 1943. 

Die Beschlüsse der Delegiertenversammlung 
wurden zur Kenninis genommen. Die Verbands- 
direktion wurde mit deren Ausführung beauftragt. 


Verbandsdirektion 


1. Die bereinigte Präsenzliste der Delegierten- 
versammlung des V.S.K. vom 19. Juni in Genf er- 
gibt die Anwesenheit von 842 Delegierten. Die Zalhıl 
der vertretenen Verbandsvereine beträgt 451. 


2. Die statutarische Entschädigung des V.S.K. 
an die an der Delegiertenversammlung vertretenen 
Verbandsvereine wird den in Betracht kommenden 
Genossenschaften in den nächsten Tagen unter An- 
zeize gutgeschrieben werden. 

In gleicher Weise eriolgt die Gutschrift der 
Zinse auf den Anteilscheinen pro 1942. 


3. Die von der Verbandsdirektion und vom Ver- 
waltungsrate beantragte und von der Delegierten- 
versammlung einstimmig angenommene Resolution 
betr. den Entwurf zu einem Bundesratsbeschluss 
über die gewerbliche und kriegswirtschaftliche Be- 
willigungspflicht jür die Eröffnung von Betrieben 
wird dem eidg. Volkswirtschaftsdepartement zur 
Kenntnis gebracht. 

4. Das Protokoll der Delegiertenversammlung 


in Genf wird fertiggestellt und ins Französische über- 
setzt; es wird sämtlichen Verbandsvereinen innert 


kurzer Frist gedruckt zugestellt werden. 


5. Die Zentralbuchhaltung wird angewiesen, die 
definitiven Verbuchungen gemäss den von der Dele- 
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giertenversammlung genehmigten Anträgen der Ver- 
bandsbehörden betr. Verteilung des Rechnungsüber- 
schusses pro 1942 vorzunehmen. 


6. Der Allg. Konsumgenossenschaft Rorschach 
wird die Wahl als Mitglied der Kontrollstelle des 
V.S.K. zur Kenntnis gebracht mit dem Ersuchen, 
zwei Verbandsrevisoren zu bezeichnen. 


. Dem Allg. Consumverein beider Basel wird 
zur Kenntnis gebracht, dass die Delegiertenversamm- 
lung beschlossen hat, die nächstjährige Delegierten- 
versammlung in Basel abzuhalten. 


8. Die Verbandsdircktion dankt auch an dieser 
Stelle allen Personen, die an der Organisation und 
Durchführung der Delegiertenversammlung in irgend- 
einer Weise mitgewirkt haben. 


Genossenschaftliches Seminar 


(Stiftung ven Bernhard Jaaggi) 


Dem Genossenschaftlichen Seminar wurden überwiesen: 
Fr. 400.— v.d. Coop£ratives R&unies, La Chaux-de-Fonds, 
» 200.— vom Konsunmmwverein Baden, 


117.90 von den Teilnehmerinnen an der von der Fraueu- 
kommission des L.V.Z. veranstalteten Reise 
nach Basel-Freidori vom $. Juni 1943. 


Diese Vergabungen werden hiermit bestens verdankt. 


| Arbeitsmarkt | 


Angebot 


Gesucht wird für 17jährige Tochter, deutsch, französisch 
und etwas italienisch sprechend, mit 3 Jahren Bezirksschule, 
eine Stelle als Verkäuferin-Lehrtochter. Offerten erbeten 
unter Chiffre A.B. 71 an den V.S.K., Basel 2. 


Tüchtiges Ehepaar sucht selbständige Uebernahme einer 
Konsumiiliale, Kaution kann geleistet werden. Offerten er- 
beten unter Chiffre L. V. 72 an den V.S.K., Basel 2. 
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